
Botschaft 1956

Die bisherigen

E n t w ü r f  e

zu einem

V erf as sunigsart ikel

über

Radio und Fernsehen

Die Gesetzgebung über Rundspruch und Fern­
sehen ist Bundessache.

Der Bau und der technische Betrieb der 
Sendeanlagen obliegen dem Bund.

M t  dem Programmdienst betraut der Bund 
eine oder mehrere Institutionen des 
öffentlichen oder privaten Rechts. Die 
geistigen und kulturellen Bedürfnisse der 
Kantone sowie der verschiedenen Landestei­
le, Bevölkerungskreise und Sprachgebiete 
sind angemessen zu berücksichtigen.

c. Texte in deutscher Fassung



Volksabstimmung 1957 Gutachten Prof. Dr. Hans Huber 

1967

1) 1)'Die Gesetzgebung über Rundspruch und 'Die Gesetzgebung über Rundspruch und Fern­
Femsehen ist Bundessache. sehen ist Bundessache.

2 ) 2 )
'Der Bund erlässt über jedes dieser Ge- 'Der Bau und der technische Betrieb der
biete ein besonderes Gesetz. Sendeanlagen obliegen dem Bund.

3)'Mit der Aufstellung und Ausführung der 
Programme betraut der Bund eine oder meh­
rere Institutionen des öffentlichen oder 
privaten Rechts. Die geistigen und kul­
turellen Bedürfnisse der Kantone sowie 
der verschiedenen Landesteile, Bevölke­
rungskreise und Sprachgebiete sind ange­
messen zu berücksichtigen.

4)Die Kantone sind zuständig, Vorschriften 
über den öffentlichen Empfang von Rund­
spruch- und Fernsehsendungen zu erlassen.

Mit dem Programmdienst betraut der Bund 
eine oder mehrere Institutionen des öffent­
lichen oder privaten Rechts. Der Programm­
dienst ist nach dem Grundsatz der Programm­
freiheit einzurichten und durchzuführen.
Das Nähere bestimmt das Gesetz.

Die geistigen und kulturellen Bedürfnisse 
der Kantone sowie der verschiedenen Landes­
teile, Bevölkerungskreise und Sprachgebiete 
sind angemessen zu berücksichtigen.



Vom Eidg. Verkehrs- und Energiewirtschafts­
departement 1968 ins Vemehmlassujigsverfäh­
ren gegeben

Bericht Juristische Expertenkommission 

(Prof. Jr. F.R. Gygi), 22.11.1971

1)Die Gesetzgebung über Radio und Fernsehen 
ist Bundessache.

2)Das Erstellen und der technische Betrieb 
der Sendeanlagen obliegen dem Bund.

1)

2)

Die Gesetzgebung über Radio und Fernsehen 
sowie über das Erstellen und den technischen 
Betrieb der Sendeanlagen ist Bundessache.

Das Erstellen und der technische Betrieb der 
Sendeanlagen für die nationalen Programme 
obliegen dem Bund.

^Mit dem Programmdienst betraut der Bund 
eine oder mehrere Institutionen des öffent­
lichen oder privaten Rechts. Der Programm­
dienst ist nach dem Grundsatz der Radio- 
und Femsehfreiheit einzurichten und durch­
zuführen . Das Nähere bestimmt das Gesetz.

Der Bund betraut mit der Schaffung und Ver­
breitung der nationalen Programme eine oder 
mehrere Institutionen des öffentlichen oder 
privaten Rechts.

4)Die geistigen und kulturellen Bedürfnisse 
der Kantone sowie der verschiedenen Landes­
teile, Bevölkerungskreise und Sprachge­
biete sind angemessen zu berücksichtigen.

4)Radio und Fernsehen sind für die Allgemein­
heit nach den Grundsätzen einer freiheit­
lichen und demokratischen Ordnung einzu­
richten.

5)Die Gesetzgebung soll die erforderlichen 
Bestimmungen enthalten, um
a) Variante I:

die Freiheit der Programmdienste (und 
ihrer Mitarbeiter) zu gewährleisten,

Variante II:
die Programmfreiheit zu gewährleisten,

b) Variante I:
die Vielfalt der geistigen, sozialen, 
kulturellen und religiösen Werte der Be­
völkerung zu achten,

Variante II:
der Oeffentlichkeit zu gewährleisten, die 
Vielfalt der Meinungen zum Ausdruck zu 
bringen,

c) in den nationalen Programmen die Verschie­
denheit der Sprachgebiete und die Eigenart 
der einzelnen Landesteile darzustellen,

d) die Interessen des Bundes und der Kantone 
zu wahren,

Ergänzung nach Minderheitsvorschlag

e) die Anliegen der Hörer, Zuschauer und ihre: 
Organisationen zur Geltung zu bringen.



Prof. Dr. A. Favre, a. Bundesrichter, Mit­
glied der .juristischen Expertenkommission, 
30.11.1971

Prof. Dr. J.F. Aubert, Mitglied der .juristi­
schen Expertenkommission,
27.11.1971

Die Gesetzgebung über Radio und Fernsehen 
sowie über das Erstellen und den technischen 
Betrieb der Sendeanlagen ist Bundessache.

2 )
Das Erstellen und der technische Betrieb der 
Sendeanlagen für die nationalen Programme 
obliegen dem Bund.

Die Gesetzgebung über Radio und Fernsehen 
sowie über das Erstellen und den technischen 
Betrieb der Sendeanlagen ist Bundessache.

Das Erstellen und der technische Betrieb der 
Sendeanlagen für die nationalen Programme 
obliegen dem Bund.

Der Bund betraut mit der Verbreitung der 
nationalen Programme eine oder mehrere In­
stitutionen des öffentlichen oder privaten 
Rechts.

3)Der Bund betraut mit der Schaffung und Ver­
breitung der nationalen Programme eine oder 
mehrere Institutionen des öffentlichen oder 
privaten Rechts.

^Radio und Fernsehen sind für die Allgemein­
heit nach den Grundsätzen einer freiheit­
lichen und demokratischen Ordnung einzu­
richten.

5)Die Gesetzgebung soll die erforderlichen Be­
stimmungen enthalten, um
a. die Interessen des Bundes und der Kantone 

zu wahren,
b. die geistigen, sozialen, kulturellen und 

religiösen Werte der Bevölkerung zu 
achten,

c. in den nationalen Programmen die Verschie­
denheit der Sprachgebiete und die Eigen­
art der einzelnen Landesteile darzustel­
len,

d. die Freiheit der Programmdienste zu ge­
währleisten.

(Für den Fall, dass die Programmfreiheit als 
solche im Verfassungsartikel präzisiert wer­
den soll, schlägt Herr Favre folgende Formu­
lierung vor:)
"Die Programmfreiheit ist die der Programmge­
sellschaft zugestandene Befugnis, die Programme 
gemäss den für sie geltenden Richtlinien, je­
doch unter Ausschluss jeglicher vorgängiger 
Kontrolle und Einmischung der öffentlichen 
Verwaltung zu erstellen und durchzuführen."

Die Gesetzgebung soll die erforderlichen
Bestimmungen enthalten, -um
a. die Freiheit der Programmdienste und ih­

rer Mitarbeiter zu gewährleisten,
b. der Oeffentlichkeit zu gewährleisten, die 

Vielfalt der Meinungen zum Ausdruck zu 
bringen,

c. in den nationalen Programmen die Ver­
schiedenheit der Sprachgebiete und die 
Eigenart der einzelnen Landesteile dar­
zustellen,

d. die Interessen des Bundes und der Kantone 
zu wahren.



Prof. Huber "Stellungnahme zu den Berichten der Juristischen Expertenkommission",
2 €2.1972

Schlägt im Prinzip Pesthalten am früheren Text des Bundesrates vor, zieht aber gleichzei­
tig folgende Passung in Erwägung:

^ D i e  Gesetzgebung über Radio und Fernsehen sowie über das Erstellen und den technischen 
Betrieb der Sendeanlagen ist Bundessache.

2)
'Das Erstellen -und der technische Betrieb der Sendeanlagen obliegen dem Bund.

Variante nach Vorschlag der Kommission, sofern wirklich begründet ist, Erstellung, Be­
trieb und Finanzierung "der nicht nationalen Sender" auszunehmen.

Das Erstellen und der technische Betrieb der Sendeanlagen für die nationalen Programme 
obliegen dem Bund.

3)'Mit dem Programmdienst betraut der Bund eine oder mehrere Institutionen des öffentlichen 
oder privaten Rechts. Der Programmdienst ist nach dem Grundsatz der Radio- und Femseh- 
freiheit einzurichten und durchzuführen. Das Nähere bestimmt das Gesetz.

Variante für den letzten Satz zur Diskussion:

Das Nähere bestimmt das Gesetz; es soll insbesondere die erforderlichen Bestimmungen über 
die Finanzierung des Programmdienstes, den Nachrichtendienst, die Aufsicht des Bundes 
über Radio und Fernsehen, den Rechtsschutz zugunsten der Mitwirkenden und, soweit nötig, 
über ihr Arbeitsverhältnis, die Stellung der Zweiginstitutionen für die nationalen Pro­
gramme, die regionalen und lokalen Programme und den Persönlichkeitsschutz gegenüber 
Radio und Fernsehen enthalten.

4)Die geistigen und kulturellen Bedürfnisse der Kantone sowie der verschiedenen Landesteile, 
Bevölkerungskreise und Sprachgebiete sind angemessen zu berücksichtigen.

Variante: Weglassung der Bedürfnisse der Kantone, sofern, wie die Kommission voraussetzt, 
in Bälde diese Bedürfnisse durch die nichtnationalen Programme hinreichend erfüllt werden 
können.

Variante für eine Neufassung des ganzen Absatz lediglich zur Diskussion:

Das Gesetz stellt ferner die notwendigen und verbindlichen Richtlinien für den Programm­
dienst auf, insbesondere:

um die geistigen und kulturellen Bedürfnisse der verschiedenen Landesteile, Sprachgebiete 
und Bevölkerungskreise angemessen zu berücksichtigen,
um zu erzeilen, dass die Meinungen in ihrer Vielfalt geäussert und verbreitet werden 
können,
um zu gewährleisten, dass Meinungskämpfe und Austragung von Gegensätzen, besonders vor 
Wahlen und Abstimmungen, in einem dem freiheitlich-demokratischen Gemeinwesen angemes­
senen Verfahren und mit Verträglichkeit stattfinden,
um die Beziehungen der Schweiz zu ausländischen Staaten vor Gefährdungen zu bewahren, 
zum Schutze der verfassungsmässigen Ordnung von Bund und Kantonen,
zur Wahrung der allgemeinen Gesetze, besonders um zu vermeiden, dass mit dem Mittel von 
Radio oder Fernsehen strafbare Handlungen begangen werden,
um dem Bundesrat für Verlautbarungen den angemessenen Zugang zu Radio und Fernsehen zu 
sichern.



Interdepartementale Arbeitsgruppe, 28.6.1972 Eidg. Verkehrs- und Bnergiewirtschaftsdepar- 
tement, Generalsekretariat. 27.7.1972

Die Gesetzgebung über die Schaffung und 
Verbreitung von Programmen über Radio und 
Fernsehen ist Sache des Bundes.

2)
Der Bund betraut mit der Schaffung und 
Verbreitung der Programme eine oder mehrere 
Institutionen des öffentlichen oder priva­
ten Rechts.

Radio und Fernsehen sind nach den Grund­
sätzen einer freiheitlichen und demokra­
tischen Ordnung einzurichten.

Die Gesetzgebung über Radio und Fernsehen 
ist Sache des Bundes.

Der Bund betraut mit der Schaffung und 
Verbreitung der Programme eine oder 
mehrere Institutionen des öffentlichen 
oder privaten Rechts.

Radio und Fernsehen sind nach den Grund­
sätzen einer freiheitlichen und demokra­
tischen Ordnung einzurichten.

^Die Gesetzgebung stellt für die Programm­
dienste verbindliche Richtlinien auf, um
a. die geistigen und kulturellen Bedürf­

nisse der verschiedenen Landesteile und 
Sprachgebiete angemessen zu berücksich­
tigen und die religiösen Werte des 
Volkes zu wahren,

b. die Unabhängigkeit der Institutionen 
und die Freiheit in der Schaffung 
und die Verbreitung der Programme zu 
gewährleisten,

c. zu gewährleisten, dass die Vielfalt 
der Meinungen zum Ausdruck kommt.

Die Gesetzgebung stellt für die Programmdien­
ste verbindliche Richtlinien auf, insbe­
sondere um
a. die geistigen, sozialen, kulturellen 

•und religiösen Werte des Volkes zu 
wahren,

b. in den nationalen Programmen die Ver­
schiedenheit der Sprachgebiete und die 
Eigenart der einzelnen Landesteile dar­
zustellen,

c. zu gewährleisten, dass die Vielfalt der 
Meinungen zum Ausdruck kommt,

d. die Unabhängigkeit der Institutionen 
und ihre Freiheit in der Schaffung und 
Verbreitung der Programme zu gewährleisten


